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proviſoriſch hinſchicken können. Das hat ſich ja bewährt. Wir 
brauchen alſo keine ſo koſtſpielige Einrichtung in Rom. Nun ſagt die 
Regierung, ſie würde beſchränkt ſein in der Auswahl der Perſonen, 
wenn ſie nicht gleich das große Gehalt hätte. a der Regel pflegt 9 
man gerade an den Stellen, welche durch hohes Gehalt ausgezeichnet 


liſchen Mitbürger Rechnung zu tragen durch eine Wiederaufnahme des 
direkten geſchäftlichen Verkehrs mit Rom, wie die 1 a Stagts⸗ 
regierung ja auch an anderen Orten und in anderer Richtung ſtets 
bereit geweſen iſt, durch Schaffung diplomatiſcher oder konſulariſcher 
Intereſſen, ſei es der Geſammtheit, ſei es erheblicher Theile der Be⸗ 


ter als Rechnungsrath, ſowie den Eifenbahn⸗Sekretären Reichert und | völkerung zu entſprechen. Ich bitte demnach das hohe Haus im Namen | find, eine geringere Auswahl zu haben. Die Auswahl wird größer. 
Kahl zu Straßburg den Cha akter als Kanzleirath verliehen. der Regierung, dieſe Poſition, wie ſie beantragt iſt, zu genehmigen. wenn man nicht gleich Botſchafter und Geſandten ſchickt, ſondern blos 
Von den Nationalliberalen (Weber und Genoſſen) iſt der diplomatiſche Agenten. Ferner würden wir durch dieſe neue Einrichtung 1 

f e ee die verlangten 90,000 Mk. abzuſetzen. i eine Erſchwerung in die Verhältniſſe mit dem italieniſchen Staate 

Dom ö Tandlage. Abg. Weber (Erfurt): Meine politiſchen Freunde find nicht | bringen. Es muß der Eindruck entſtehen, als ob . von Italien 

Abgeordnetenhaus in der Lage, die für die neue Geſandtſchaft in Rom geforderten] und der Papſt zwei gleichberechtigte Potenzen ſeien. Nicht nur die 1 

e eee 80,000 Mk. zu bewilligen. Wir wollen damit keineswegs zu allen | italienifche Regierung, ſondern auch das italieniſche Volk würde da⸗ 

28. Sitzung. Zeiten und unter allen Umftänden eine ſolche Geſandtſchaft für unzu⸗ | durch empfindlich berührt werden. Ich kann mich alſo dem Vorſchlage 1 


Berlin, 7. März. 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Lucius, Friedberg, Bitter, 
v. Goßler, v. Bötticher, v. Kameke, v. Puttkamer und Kommiſſarien. 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die erſte Berathung einer 
Landgüterordnung für Weſtfalen und die Kreiſe Rees, 
Eſſen. Duisburg und Mühlheim a. d. Ruhr nach den Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes. a 9 85 
Abg. Uhlendorff: Wenn in Weſtfalen die Sitte befteht, die 
öfe nicht zu theilen, ſo eh daraus nicht, daß dieſe Sitte geſetzlich 
kirt werden muß. Die Miterben werden ſchon bei ſchuldenfreien 
Grundſtücken ſehr zurückgeſetzt, bei verſchuldeten bekämen fie wenig oder 
nichts. Die Bevorzugung des Anerben iſt nothwendig, darf aber nicht 
zu weit gehen. Es wäre wünſchenswerth, auf die Beſtimmung des 
Geſetzes von 1856 zurückugehen, daß der Abſchätzung nicht der Ka⸗ 
taftrals, ſondern der wirkliche Reinertrag zu Grunde gelegt werde. 
Die Vorlage wäre einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu über: 
iſen. ; i TI: 
en Abg. Grumbrecht: Die Vorlage ift nur eine Kodifikation des 
weſtfäliſchen Gewohnheitsrechts. Die Sitte allein genügt nicht, man 
muß ſie geſetzlich firiren. Wenn das Geſetz auch nicht den Erfolg wie 
in Hannover haben wird, ſo kann es doch unmöglich nachtheilig wirken, 
weil die Anwendang deſſelben Jedem frei ſteht. 5 
Abg. vom Heede: In Weſtfalen gelten keineswegs a des 
bäuerlichen Grundbeſitzes überall dieſelben e Im Münſter⸗ 
lande herrſcht die ungetheilte, in der Grafſchaft Mark dagegen die freie 
Erbfolge. Wir müſſen auf die Grundſätze des Geſetzes von 1856 zu⸗ 
rückgreifen. Schon aus ſozialen und politiſchen Gründen wünſche ich 
eine Abänderung des Entwurfs. Die ländlichen Verhältniſſe würden 
ſich weſentlich beſſern, wenn die Kapitalſchuld in eine Rentenſchuld 
verwandelt würde, welche die für die Landwirthſchaft de 
Schuldform iſt. In letzter Zeit haben einzelne Sparkaſſen die Tilgung 
* Schulden durch Amortisation angeregt. Es iſt zu 1 8 ob ſich 
eine ſolche Mußregel allgemein empfiehlt. Ich begrüße das eich mit 
Freuden und hoffe, daß 13 die Mängel deſſelben werden heben laſſen 
und beantrage daher die Ueberweiſung der Vorlage an eine Kommiſſion 
von 14 Mitgliedern. 5 
Abg. Meyer von Selhauſen: Im Geſetz von 1856 war 
nicht vet eſetzt, wer Erbe fein ſoll. Dieſe Lücke will die Vorlage aus⸗ 
füllen. Nehmen 5 2. Geſetz, für deſſen Vorlage wir der Regie⸗ 
danken, unverändert an. 
Se v. Wendt: Der Entwurf ſteht auf dem Standpunkt des 
weſtfäliſchen Landtags. Die ländliche Bevölkerung Weſtfalens bat 
fortwährend nach größerer Stabilität des Grundbeſitzes verlangt. Die 
Geſetze von 1836 und 1855 waren genügend, da die Verſchuldung des 
Grundbeſitzes zunahm und in den Familien große Zwiſtigkeiten ent⸗ 
ftanden. Herr v. Schorlemer wollte mit feinem. Antrage 1879 ein 
neues Inteſtaterbrecht ſchaffen und erfuhr damit keineswegs allgemein, 
höchſtens nur in ſehr engen Kreiſen ein abfälliges Urtheil. Sein 
Entwurf ließ der freien Bewegung ebenſo freien Lauf wie der vor⸗ 
liegende, gemäß der weſtfäliſchen Rechtsanſchauung, Wenn er nun 
auch mehr Rückſicht verdient hätte, ſo nehmen wir doch das, was wir 
bekommen. Die in der Vorlage vorgeſchlagene Taxe iſt freilich nicht 
für ganz Weſtſalen maßgebend, aber es iſt doch ein allgemeiner Durch⸗ 
ſchnittsſatz. Eine Kommiſſionsberathung iſt nicht nöthig, es genügt 
eine Verathung im Plenum (Beifall). { N 
Miniſter Lucius: Die Vorlage entſpricht den Entſchlüſſen be⸗ 
üglich der hannoverſchen Wei ſie entſpricht aber auch den 
Wunſchen des weſtfäliſchen Provinziallandtags. Es iſt nicht richtig, 
daß die Volksſitte ſtark genug ſei, um eine geſetzliche Haun entbehr⸗ 
lich zu machen. Will man den tüchtigen weſtfäliſchen Bauernſtand er⸗ 
halten, ſo thut man gut, wenn man Maßregeln zu ſeinem Vortheil 
trifft, ſo lange er noch vorhanden und nicht erſt dann, wenn er ſchon 
erſchüttert iſt. Ich kann nicht zugeſtehen, daß der 8 17 zu große Ber 
günſtigungen des Anerben enthält. Die Prov nzialvertretung hat ſich 
ſelbſt dahm ausgeſprochen, daß der Anerbe begünſtigt werden muß. 
Der Zweck des Geſetzes iſt, die Pflichttheilsberechtigung zu modiſiziren 
und den Anerben nicht zu überſchulden. Bezüglich der von dem Ver⸗ 
treter des Kreiſes Reis vorgebrachten Einwände, bemerke ich, daß Nies 
mand zur Anwendung des Geſetzes gezwungen iſt. Und wenn auch 
von demſelben Gebrauch gemacht wird, jo erlaubt der 8 21, freiwillige 
Beſtimmungen bezüglich der Abſchätzung des Grundſtückes zu treffen. 
Ob Sie nun das Geſetz im Plenum oder in einer Kommiſſion weiter 
derathen wollen, in beiden Fällen empfehle ich die unperänderte An⸗ 
nahme deſſelben. (Beifall rechts.) Hierauf wird die Verweiſung der 
Vorlage an eine Kommiſſion gegen die Stimmen der Linken abgelehnt. 
Die zweite Berathung wird alſo im Plenum jtattfinden. N 
arauf wird die Etatsberathung fortgeſetzt: Etat für das 
Miniflerium der auswärtigen Angelegenheiten Ausgaben 
500,570 Mk., darunter 90,000 Mk. für die Geſandtſchaft bei 
dem päpſtlichen Stuhle. 0 8 
Unterſtaatsſekretär Dr. Bu ſch: Ich bin aa. beauftragt, dem 
Haufe das lebhafte Bedauern des Fürſten Bismarck darüber auszu⸗ 
ſprechen, daß er durch ſeinen Geſundheitszuſtand verhindert iſt, an der 
heutigen Berathung, wie er dies gewünſcht hatte, perſönlich Theil zu 
nehmen. Der vorliegende Etat enthält gegen die letzten Jahre nur 
eine Veränderung, nämlich die Dotation einer Geſandtſchaft bei der 
römiſchen Kurie. Dieſer Antrag entſpringt vor Allem aus dem prakti⸗ 
ſchen Bedürfniſſe, für eine ſchnellere rledigung der laufenden Geſchäfte 
wiſchen hier und Rom Sorge zu tragen. Für einen Staat mit 8,000,000 
Tatboliicher Einwohner ergeben ſich jahraus jahrein eine große Anzahl 
ſolcher laufenden Angelegenheiten. Die Aufhebung der Geſandtſchaft 
iſt ſeiner Zeit erfolgt, nicht weil es an ſolchen laufenden Geſchäften 
fehlte, ſondern weil die damals in Rom geführte Sprache nicht ver⸗ 
träglich war mit der Fortdauer von amtlichen Beziehungen. Dieſes 
Verhältniß bat ſich in: wiſchen erfreulicherweiſe geändert, und damit iſt 
der Regierung der Wunſch nahegelegt worden, dem Intereſſe der katho⸗ 
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läifig erachten oder überhaupt Verhandlungen mit Rom abſchneiden, 
ſtehen vielmehr auch jetzt noch ganz auf dem Standpunkt des Reichs⸗ 
kanzlers, der im Reichstage am 5. Dezember 1874 jagte, daß die 
1 9 das Haupt einer Konfeſſion zu fein, welche in Deutſchland 
Bekenner hat, noch kein Grund ſei, einen diplomatiſchen Vertreter 
bei einem ſolchen Haupte zu haben; er führte weiter aus: „Wir 
haben jetzt nicht oder überhaupt nicht das Bedürfniß, diplomatiſche 
Geſchäfte beim römiſchen Stuhl zu machen oder irgend welche Fragen 
dort auf diplomatiſchem Wege, wie es früher wohl geſchehen iſt. dort 
zu verhandeln. Sollte die Nothwendigkeit dafür eintreten, ſo haben 
wir in Rom Diplomaten, denen wir den Auftrag geben können, und 
haben L'ute, die wir proviforiih binſchicken können.“ (Hört, hört! 
So hat der Reichskanzler damals ſelbſt den Weg bezeichnet, 
auf dem Verhandlungen mit Rom ohne Kreirung einer be⸗ 
ſondern preußiſchen Geſandtſchaft geführt werden können. Jetzt 
wird nicht etwa eine Geſandtſchaft des deutſchen Reichs, wie 
fie früher beſtanden hat, gefordert, ſondern eine preußiſche. 
Dieſe Geſandtſchaft hat den Charakter einer kirchenpolitiſchen Inſti⸗ 
tution. Im Zuſammenhang mit den ganzen Verhandlungen der letzten 
Jahre auf kirchenpolitiſchem Gebiete find wir nicht im Stande, eine 
ſolche Inſtitution jetzt zu bewilligen, weil ſich darin eine gewiſſe Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Wegen, welche die königliche Staatsregierung in 
den letzten Jahren auf dieſem Gebiete eingeschlagen hat, zeigen würde. 
Wir können dieſe Wege nicht billigen, namentlich mit Rückſicht auf 
die Verhandlungen der letzten Wochen und auf die Erklärungen des 
Kultusminiſters in der Kommiſſion, die dahin etwa lauten, daß in Nom 
verhandelt würde über die Geſtaltung eines Theiles unſerer inneren 


Staatsgeſetzgebung. Eine derartige Verhandlung über unſere inneren 


Staatsangelegenheiten und über die Geſtaltung unſerer Staatsgeſetz⸗ 
gebung wünſchen wir nicht. deshalb bitte ich Sie Namens meiner poli⸗ 
tiſchen Freunde, dieſe Poſition gegenwärtig abzulebnen. (Bravo! links.) 
Abg. Sten de Meine politiſchen Freunde werden für die Po⸗ 
ſition ſümmen. Die verleſenen Worte des Reichskanzlers ſtammen aus 
dem Jahre 1874, alſo einer Zeit, in der der päpſtliche Stuhl ſich über 
die preußiſchen Verhältniſſe in heftigen Ausdrücken erging. Hält die 
Regierung die Kreirung einer preußiſchen Geſandtſchaft beim päpftlichen 
Stuhl für ein Mittel zum Frieden, dann können wir umſoweniger 
widerſtreben, je mehr wir die ungünſtigen Verhältniſſe bedauern, welche 
die Renitenz der römischen Hierarchie geſchaffen hat. Eine preußiſche 
Geſandtſchaft rechtfertigt ſich deshalb, weil bier Angelegenheiten in 
Frage kommen, die der Reichsgeſetzgebung nicht unterliegen, ſondern 
den Einzelſtaaten vorbehalten find. Es iſt aber auch für die preußiſche 
Regierung von großem Intereſſe, in Rom eine Vertrauensperſon zu 
beſitzen, von der Jie ſtets über die Stimmung des päpftlichen Stuhles 
und ſeiner Umgebung authentiſche Nachricht erhält. Es iſt wichtig zu 
wiſſen, auf welcher Seite man nach dem Frieden ſtrebt, und von wo 
aus der Kampf geſchürt wird. Möge der Geſandte in der That der 
Friedensbote ſein, der einem erträglichen Zuſtand die Wege bahnt. 
Abg. Virchow: Die Motive in dem Etatsgeſetzentwurf ſind 
etwas dünn, ich möchte nicht ſagen fadenjcheinig. (Heiterkeit). Darm 
wird die Rede des Reichskanzlers, die er in der Sitzung des Reichs⸗ 
tags vom 5. November 1874 hielt, angeführt. Fürſt Bismarck erklärte 
damals, wir haben jetzt nicht oder überhaupt nicht das Bedürfniß, 
diplomatiſche Geſchäfte an dem römiſchen Stuhle zu machen oder 
irgendwelche Fragen auf diplomatiſchem Wege, wie dies viel früher 
geschehen iſt, zu verhandeln. Weitere Gründe ſtehen in den Motiven 
nicht. Hatte der Reichskanzler überhaupt nicht das Bedürfniß, ſo war 
dies in der That ein Grund, auch die Wiedereinführung nicht ſtatt⸗ 
finden zu laſſen; hatte er aber das Bedürfniß jet nicht, dann konnte 
man allerdings darüber verhandeln, ob vielleicht zu einer anderen Zeit 
das Bedürfniß bervortrat. Ich nehme an, daß das der Grund iſt, 
weshalb wir ſetzt vor die Frage geſtellt werden: der Reichskanzler hat 
jetzt das Bedürfniß. Warum hat er es jetzt? Weil wir in unſerer 
inneren Entwickelung nicht den modus vivendi entdecken können, nach 
dem wir uns gegenſeitig in kirchlichen Dingen behandeln wollen. 
Der Reichskanzler hat eine Zeit lang hin und her geſchwankt. Früher 
wollte er das auf dem Wege der inneren ale geſtalten, jetzt 
verhandeln wir mit Rom, haben große Erfolge gehabt, indem 
wir dem päpſtlichen Stuhl Alles zu Liebe thaten, was wir nur 
irgend thun konnten. (Unruhe.) Nun, der päpſtliche Stuhl hat uns 
dafür noch gar nichts zu Liebe gethan. Die Gegenliebe erwarten 
wir, und in dieſer Beziehung find die Hoffnungen des Fürſten 
Bismarck gerade ſo groß wie die des Abg. Stengel. Sie ſetzen 
voraus, daß nächſtens der Augenblick kommen werde, wo die 5 ße 
Gegenliebe ſich bemerkbar machte. Wir haben die umgekehrte Vor⸗ 
ſtellung. Der Papſt wird alles Gute vom Reichskanzler annehmen, 
aber die Sache wird dadurch nicht weſentlich geändert werden. Wir 
müſſen daher auf dem Wege der inneren Geſetzgebung fortfahren. 
Wir ſind bereit, andere Formen zu ſuchen, um eine Löſung zum Frieden 
mit den katholiſchen Mitbürgern zu finden. Im Jahre 1871 iſt der 
Geſandte beim päpstlichen Stuhl auf den Neichs⸗Etat übertragen 
worden. Hier hat er ſolange geſtanden, bis das Bedürfniß des 
Reichskanzlers bemerkbar wurde, ihn los zu merden. Und ſtatt ihn 
nun wieder auf den Reichsetat zur Erſcheinung zu bringen, ſetzt man 
ihn auf den preußiſchen Etat. Innerhalb von Deutſchland iſt ja ein 
Bedürfniß vorhanden, die Beziehungen der einzelnen größeren Staaten 
u Preußen noch durch beſondere Geſandte zu ſichern; aber daß wir 
as nun auch nach außen thun, halte ich für einen Mißgriff. 
Glaubt der Reichskanzler, daß ein preußiſcher Geſandter bei dem 
Papſt nach außen nicht den Eindruck machen wird, daß Deutſchland 
nun wieder anfängt, allmälig auseinanderzugehen? Soll eine Ver⸗ 
tretung beim Papſte ſtattfinden, dann ſoll es von Seiten des Reiches 
geſchehen. Ich würde allerdings auch dafür nicht ſtimmen. Nun hat 
der Reichskanzler 1874 Aurea daß wir in Rom Diplomaten be⸗ 
beſthen, denen wir ſolche Aufgaben geben können, daß wir auch 
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der Regierung nicht fügen. Wir haben in letzter Zeit Beweiſe da 

gegeben, daß wir den Frieden wollen. Aber von Rom aus kommt der 
Friede nicht. Es heißt das nur die Schwierigkeiten häufen, wenn man 
He an eine neue Stelle verlegt, wo man eben nicht darauf rechnen 


kann, daß in der Ausdehnung, wie es gewünſcht wird, ein Druck auf 


unſere theuren Freunde im Zentrum ſtattfinden würde Es hat ſich ja 
in den verſchiedenen Phaſen dieſer Entwickelung gezeigt, daß der Papſt 
es ablehnt, dieſen Druck zu üben. Schicken 


wollen wir unſere 90,000 Mark in der Taſche behalten und nicht den 
Eindruck machen, als ob wir wirklich eine dauernde Art von geſchäft⸗ 
licher Beziehung eröffnen wollten, für die meiner Meinung nach keine 
Geſchäfte vorhanden find. Ich bitte Sie daher, dem Antrage des Abe 
geordneten Weber beizuſtimmen. (Beifall links.) } 

Abg. Graf Limburg-Stirum: Weber und Virchow haben 
aus einer Rede des Kanzlers herzuleiten geſucht, daß dieſer ſelbſt ſ. 3. 
die jetzige Vorlage für inopportun erklärt habe. Die Herren haben in⸗ 
deſſen nur zitirt, was ihnen zu paſſen ſchien, und unterlaſſen, den 
letzten Theil des betreffenden Satzes mit anzuführen, der di Sache 
weſentlich modiftzirt. Es iſt das dieſelbe Beſchwerde, die wir ſchon ſo 
oft zu erheben Gelegenheit hatten. Der Kanzler hat in jener Rede die 
Wiedereinrichtung einer Geſandtſchaft ausdrücklich für den Fall in 


Ausſicht geſtellt, daß das Bedürfniß dazu ſich wieder herausſtellen und 


ein Einverſtändniß unter den geſetzgebenden Faktoren zu Stande kom⸗ 
men ſollte. Den Abg. Virchow bewundere ich eigentlich. So lange ich 
ihn kenne, * er ſich mit großer Vorliebe auf dem Gebiet der aus⸗ 
wärtigen Politik, ohne aber je auf demſelben einen Erfolg erzielt zu 
haben. (Lachen links) In feinem N Vor ö 
ziehung vermiſſe ich überdies die Methode des Gelehrten, die ihn ſonſt 
in feinem wiſſenſchaftlichen Leben auszeichnet. Der Gelehrte und jeder 
0 geht pam. dem Detail aus und 1 t zum Prinzip e 
irchow ſchließt hier von dem Prinzip auf das D 
denn die Sache 


wird gegen eine Sprache, die man nicht für re Wee 


a Souverän anerkannt. Dem 
Papſte find durch Verträge die Rechte der diplomatiſchen Vertretung 
zugeſichert, und noch heute baben in der Praxis die Vertreter des 
ehr die Präzedens vor anderen Vertretern, wenn auch in neuerer 

eit nur aus Couxtoiſte. Ueberdies haben Baiern, Braſtlien, Frank⸗ 
reich, Oeſterreich, Portugal und Spanien theils Botſchafter, theils Ge⸗ 
ſandte beim Papſte. Das iſt die praktiſche Grundlage für uns. Eine 
preußiſche Vertretung iſt richtiger als eine Vertretung des Neichs, weil 


handelt. So ſehr auch wir die Einheit des Reiches wahren wollen, ſo 
müſſen wir doch Dinge, die lediglich die Partikularſtaaten angeben, 
dieſen überlaſſen, und können nicht zugeben, daß dieſelben durch Ver⸗ 
mittelung des Reichs geregelt werden. Wie ſollte das italieniſche Volk, 
auf das der Vorredner hingewieſen, dazu kommen, über eine preußiſche 
Geſandtſchaft beim Papſte irgend ein Uebelwollen zu empfinden? Kennt 
Virchow nicht das Garantiegeſetz, welches den beim Papſt akkreditirten 
Vertretern eine gleiche Stellung mit den Vertretern anderer 


Souperäne zugeſichert hat? Wenn man in Italien trotzdem darüber 
dann brauchen wir darauf ſicherlich 


empfindlich werden ſollte, 
keine Rückſicht zu nehmen. 
kann eben ſo gut verlangen, 


Empfindlichkeiten achte, als daß wir uns darin follten beſondere 
e en auferlegen müſſen. Auf die Vermiſchung der kirchen⸗ 
politiſchen 
eingehen. Dieſe beiden Dinge haben nichts mit einander zu thun. 
Jetzt, wo ein Papſt an der Spitze der Kirche ſteht, der in der höflich⸗ 
ften Weiſe die diplomatifchen Beziehungen wahrt, und zu einer Zeit, 
in der durch ganz Deutſchland der Wunſch nach einer friedlichen Ge⸗ 
ſtaltung unſerer inneren Beziehungen gebt, liegt es nahe, diejenigen 


Hülfsmittel zu nehmen, die dazu führen können. Und daß die Möge 
lichkeit, jederzeit einen Meinungstauſch herbeizuführen, dazu viel thun 
kann, liegt auf der Hand. Es giebt kaum eine Ausgabe, die nützlichen 


iſt als dieſe. Ich mache mir keine Illuſtonen, daß deshalb unſere kir⸗ 
chenpolitiſchen Angelegenheiten leicht beigelegt ſein werden. Die Ver⸗ 
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handlungen mit der Kurie ſchreiten ihrer Natur nach nur ſehr langſam 


vorwärts. Aber die Vorlage ftellt einen Schritt auf dem Wege zum 
Definitivum dar. Sie bildet ein Mittel, um den Wünſchen, die gan 
Deutſchland beſeelen, nachzukommen. Aus dieſen Gründen bitte i 
Sie, die Poſition zu bewilligen. (Beifall rechts.) i : 
Abg. Virchow: Ich und Weber haben den Reichskanzler nicht 
unvollſtändig zitirt: wir fanden in ſeiner Rede nur das Bebürfniß 
betont und Graf Limburg bat nur eine ſpätere Aeußerung nachgetra⸗ 
gen, daß der Reichskanzler ſich vorbehalten hat, falls er einmal wieder 
ein Bedürfniß verſpüren würde, darauf zurückzugreifen. Das iſt doch 
kein neuer Grund. Einmal hat er kein Bedürfniß, da zieht er die 
Geſandtſchaft zurück, dann erwartet er, ob er ein Bedürfniß bekommt, 
dann kommt er wieder — das ſind doch keine Gründe, Gründe würden 
erſt da fein, wenn er das Bedürfniß in feftitehende Motive übers 
ſetzte. Nun befindet er ſich jetzt in einem höchſt unbehaglichen Sta⸗ 
dium des Kulturkampfes: er hat alles Mögliche verſucht vorwärts 
kommen, es iſt nicht gelungen. Jetzt verſucht er es mit dem Papft 


r i Sie nun einen Geiandten 
oder nur einen Agenten bin, fo wird fich dadurch nichts ändern; daher 


ehen in dieſer Be⸗ 


Ein großes Land wie Preußen 
N en, daß man in Italien diejenigen 
Rückſichten würdige, die wir für richtig finden, und auf unſere 


eſetzgebung mit den Beziehungen zum Papſte will ich nicht 
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es fich hier hauptſächlich um die kirchenpolitiſchen Beziehungen Preußens 


felbſt und zwar in der allerfeierlichſten Weiſe, was vielleicht imponiren, 


die Diplomatie der Kurie gewinnen und die Sache aus dem Rahmen 
unſerer Geſetzgebung herausbringen könnte, aber das ſind doch keine 
Gründe. Wenn die Kampfesſtadien, in denen ſich der Reichskanzler 
befindet, immer die Gründe geben, weshalb er das thun muß, was 
ihm aus äußeren Gründen gerade Bedürfniß iſt, dann mag, wer ebenſo 
denkt, auch ſo votiren; nur uns ſoll man nicht zumuthen, ſubjektive 
Gründe, das Bedürfniß, für objektive zu halten. Die Marginal- 
bemerkung im Etat un: Die Gründe wären weggefallen und es 
ſtehen jetzt der Wiederherſtellung diplomatiſcher Beziehungen formelle 
Gründe nicht mehr entgegen. „Geſchäftlich aber beſteht das Bedürfniß 
— alſo wieder das Bedürfniß — durch diplomatiſchen Verkehr mit 
der Kurie die Intereſſen der katholiſchen Unterthanen Sr. Mafeſtät 
des Königs bei derſelben wahrzunehmen und die Verſtändigung 
behufs Ausübung der konkurrirenden weltlichen und der geift⸗ 
lichen Rechte bezüglich der katholiſchen Kirche in Preußen zu 
fördern.“ Sollen das die neuen Gründe ſein, je verdienten 
fie doch erläutert zu werden. Für die Wahrnehmung der Intereſſen 
der katholiſchen Unterthanen bei der Kurie bedarf es keiner Diplo⸗ 
maten, dazu reicht die vorhandene große hierarchiſche Organiſation 
vollſtändig aus, neben der die Aktion des Geſandten ſogar 
ſchwer zu denken iſt. In welchen Materien ſoll ſich denn ſeine 
Thätigkeit bewegen, welche Art von Intereſſen ſoll er wahrnehmen? 
Und was die e „betrifft, fo bedarf das Arrangement, 
das irgend ein friedliches erhältniß ſchafft, nicht nothwendig der per⸗ 
manenten Anwendung eines beſonderen Geſandten. Aber es iſt nicht 
in unſerem Sinne, dieſe Dinge durch neue Verträge oder Konkordate, 
ſondern auf dem Wege der Landes-, eventuell der Reichsgeſetzgebung 
geordnet zu ſehen und in der That laſſen ſich auch alle die Intereſſen 
der katholiſchen Bevölkerung, welche wir anerkennen müſſen, vollſtändig 
erledigen. Graf Limburg dagegen ſtellt die Gründe, die er aus dem 
neu hervorgetretenen Bedürfniß herleitet, auch für die Landesvertre⸗ 
tung als maßgebend hin. Auch iſt er etwas undankbar, wenn er ſagt, 
ich ſei auf meinen kleinen Ausflügen auf das Gebiet der auswärtigen 
Politik immer unglücklich geweſen. Ich habe zu denjenigen gehört, die 
ſchon vor ihm, ja ſogar ſchon vor dem großen Staatsmanne den Ge⸗ 
danken hatten, daß ein Deutſchland ohne Oeſterreich zu konſtituiren ſei. 
(Lachen rechts.) Das kommt Ihnen fetzt höchſt komiſch vor! Als wir 
mit dem Programm auftraten, „los von Oeſterreich“, da lachten die 
Herren auf jener Seite ungefähr in derſelben höhniſchen Weiſe, wie 
in dieſem Augenblick. (Sehr richtig! links) Jetzt kommt es Ihnen 
ſchon fo vor, als ob das Ihr Gedanke wäre! (Heiterkeit links.) 
Der Gedanke, der bei Ihnen damals in das große Gebiet des 
Schwindels hineingeworfen wurde zu der Zeit, als noch Gari⸗ 
baldi und der König von Italien für Sie ein Banditenhäuptling 
war, mit dem Sie dann bald nachher Arm in Arm das Jahr⸗ 
hundert in die Schranken riefen, war für Sie ein Gegenſtand 
der Lächerlichkeit. Lächerlich iſt es Ihnen jetzt ſchon, daß es Leute 

iebt, die das als ihr Eigenthum für ſich in Anſpruch nehmen. Meine 

arriere hier im Hauſe eröffnete ich mit der Kurheſſiſchen und dann 
mit der Schleswig * Holfteiniihen Frage. Wir haben die Sache in 
155 gebracht (Lachen rechts), ehe noch der Reichskanzler überhaupt 

Riniſter der auswärtigen Angelegenheiten war. Als noch am Miniſter⸗ 
tiſche Graf Bernſtorff, den der Fürſt Bismarck nachher in ſolcher 
Weiſe gekennzeichnet hat, ſaß, haben wir dem damaligen Miniſterium 
die Politik gezeigt, welche ſpäterhin in Angriff genommen iſt. Wenn Sie 
uns provoziren, ſo find wir in der Lage, Ihnen zu zeigen, daß Sie kein 
Verdienſt daran haben, daß die Sagen fo gekommen find, wie fie jetzt find. 
Wie ſtets nur im Gefolge des Reichskanzlers, würden ſie auch darin 
geblieben ſein, wenn er das Ganze mit Oeſterreich gemacht hätte. Sie 
hätten dann das für ebenſo weiſe pr wie, daß er gegen Oeſter⸗ 
reich auftrat. Auch künftighin werde ich über diplomatiſche Dinge 
ſprechen, wenngleich ich die höhere Begabung des Grafen Limburg⸗ 

tirum anerkenne. (Unruhe rechts) Obwohl er ſelbſt etwas zurück⸗ 


haltend mit neuen Gedanken auf dieſem Gebiete geweſen iſt, bin ich 


doch überzeugt, daß er voll davon iſt und zur rechten Zeit zum Wohle 
des Vaterlandes den beſten Gebrauch davon machen wird. Ich werde 
aber ſtets die öffentliche Politik nicht blos im induktiven Sinne ſtu⸗ 
diren. Gerade da, wo die Pſychologie im Vordergrund ſteht, wie 
der Menſch als denkender Menſch operirt, da können wir deduktiv 
verfahren, und ſehr häufig aus der beſonderen Gemüthsart und 
Veranlagung des Menſchen folgern, was er wohl für eine Politik zu 
Stande bringen wird. Graf Limburg⸗Stirum läßt mich ganz willkürlich 
den Papſt als einen älteren Herrn betrachten, der zufällig in Italien 
wohnt. Das iſt eben die große Differenz zwiſchen uns: er wohnt gar 
nicht zufällig in Italien, ich habe ihn weſentlich für einen Italiener 
gehalten, und, wenn das Papſtthum nicht die größten Revolutionen 
erleidet, fo bleibt es noch lange Zeit eine weſentlich italieniſche Inſtitu⸗ 
tion. Daß das nicht Zufall iſt, folgt aus der ganzen Entwicklungs⸗ 
eſchichte des Papſtthums. Die uns bier vorliegenden Geſichtspunkte 
“find nichts anderes als Stadien der Entwicklung des Kulturkampfes; 
Fürſt Bismarck glaubte in dieſer Form momentan eine Löſung herbei⸗ 
führen zu können; ob er es in dieſem Augenblick noch glaubt, iſt mir 
nach den Vorgängen der letzten Zeit ſehr zweifelhaft. So ein Ge⸗ 
ſandter muß ſchon im Juni des vorhergehenden Jahres angemeldet 
werden, wenn er auf den Etat kommen ſoll, und da Fürſt Bismarck 
uns ſchon im November davon mittheilte, ſo iſt er alſo eine Sommer⸗ 
cht vorigen Jab ge die nun vielleicht ſchon wieder reif zum Abfallen 
iſt. (Heiterkeit) Man weiß nicht, ob Fürſt Bismarck nicht einen Tag 
nach der Bewilligung erklärt, er brauche ihn nicht mehr. Waren doch 
die Herren, als dem König Georg von Hannover eine Maſſe Geld be⸗ 
willigt werden ſollte, voll von der Weisheit dieſer Politik, und ehe das 
Geſetz noch publizirt war, wurde das Vermögen wieder mit Sequeſter 
belegt, und da fanden es die Herren eben ſo weiſe, daß man das Geld 
an ſich hielt und jahrelang zum Verderbniß der Preſſe verwendete. 
Gerade ſo könnte es mit dieſer Angelegenheit auch gehen. Was Ihnen 
in dieſem Augenblick als Bedürfniß erſcheint, könnte ſich Ihnen morgen 
als das Gegentheil ausweiſen, daß der Geſandte nachher einfach 92 8 85 
wird, daß wir ihn unter den Minderausgaben des Jahres 1882.83 
wiederfinden. Dieſe Art von Kampfespolitik haben wir in allen Stadien 
eben nicht als eine nützliche gefunden, welche wir unterſtützen könnten. Wir 
werden dem Intereſſe des Landes und der Geſammtſituation am mei⸗ 
ften durch Ablehnung der Vorlage dienen. Ich zweifle, daß man von 
Seiten der Miniſter uns irgend ein roſiges Bild entwickeln wird. Seien 
Sie etwas vorſichtig und überlegen Sie, daß wir an vielen Stellen 
Gelegenheit finden werden, dieſe 90,000 M. ſehr viel beſſer und frucht⸗ 
barer für die Intereſſen unſerer eigenen Mitbürger anzulegen. Es 
können ja auch katholiſche Mitbürger ſein (Bewegung im Zentrum), 
denen wir das zuwenden. Und ich glaube, das würde ihnen fühlbarer 
ein, als die Wohlthaten, die Sie durch dieſen Geſandten in Rom her⸗ 
eiführen. (Beifall links.) > 

Abg. Windthorſt: Ich hätte gewünſcht, daß wir nach ber 
diplomatiſch knappen Rechtfertigung dieſer Poſition ſeitens des Herrn 
Regierungskommiſſars uns beruhigt und einfach abgeſtimmt hätten für 
oder gegen, je nach unſerer Ueberzeugung. Denn darüber wird wohl 
Niemand ſich eine Illuſion machen, daß die kirchenpolitiſchen Streitig⸗ 
keiten hei dieſer Poſition zu irgend welchem Austrage gebracht 
werden könnten. Nur nothgedrungen gehe ich auf dieſen Streit 
ein, damit man aus meinem Schweigen nicht unrichtige Folge⸗ 
rungen ziehe. Ich betrachte die Herſtellung einer diplomati⸗ 
ſchen Verbindung mit der Kurie als den wohlüberlegten Schritt 
der königlichen Staatsregierung, um der Welt und insbeſondere auch 
dem Lande die friedliche Geſinnung zu dokumentiren, welche ſie jetzt 
befeelt. In dieſem Sinne begrüße ich dieſe Vorlage vollſtändig und 
ganz, obwohl ich die Motivirung, daß die Geſandtſchaft weſentlich 
den Intereſſen der Katholiken dienen ſoll, nicht gelten laſſen kann. 
Jede Geſandtſchaft eines Landes beim heiligen Stuhl liegt viel- 
mehr im Intereſſe des Landes, welches den Geſandten ſchickt. Dies 
zeigen auch die augenblicklichen Verhandlungen zwiſchen England und 
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der Kurie. Die Herren haben darüber geſtritten, was eigentlich der 


Papſt ſei. Er iſt das kirchliche Oberhaupt der katholiſchen Kirche, zu 
welcher in Preußen und Deutſchland viele Millionen gehören. Der 
Papſt iſt das kirchliche Oberhaupt von über 200 Millionen Menſchen 
in der Welt, die ihm auf kirchlichem Gebiete gehorchen, wie keinem 
anderen Souverän gehorcht wird. Er hat keine Armeen, keine Polizei, 
keine äußeren Machtmittel, und doch widmen 200 Millionen täglich 
dieſem Greiſe außerordentliche Verehrung und folgen willig ſeinen An⸗ 
forderungen auf kirchlichem Gebiet. Er iſt nach der geſchichtlichen 
Entwickelung, nach den europäiſchen Verträgen ein unzweifelhaft 
vollberechtigter Souverän im vollen Sinne des Wortes. und ſelbſt 
nach dem an ihm begangenen Raube war man in die Nothwen⸗ 
digkeit geſetzt, durch das Garantiegeſetz ihm dieſe Eigenſchaft und 
in Folge deſſen auch das Recht Geſandte zu entſenden und anzuneh⸗ 
men zuzugeſtehen. Das mag Dieſem oder Jenem unbequem fein, wer 
aber in der auswärtigen Politik mitſprechen will, kann dieſer That⸗ 
ſache gegenüber die Augen nicht verſchließen. Dieſem Souveram ges 
genüber hat die deutſche Regierung in einem nicht wohlgewählten 
Augenblick ab irato die diplomatiſchen Beziehungen abgebrochen. Um 
nicht unangenehme Empfindungen wieder anzuregen, gehe ich auf die 
Gründe dieſes Schrittes, welche ich auch heute nicht für rechtsbeſtän⸗ 
dig anſebe, nicht ein. Eine Unterſcheidung zwiſchen der Haltung des 
verſtorbenen und des gegenwärtigen Papſtes kann ich nicht akzeptiren. 
Es ſind allerdings von jener Seite unfreundliche Worte gebraucht 
worden. Es waren aber recht unfreundliche Thaten vorhergegangen 
(Sehr gut! im Zentrum) und dieſe Thaten waren von Worten be⸗ 
gleitet, die ebenfalls nicht ſehr freundlich waren. Erinnern Sie ſich, 
wie der von den Libergen jo hoch gefeierte Dr. Falk von der Stelle 
dort rief: „auf gegen Rom!“ Wenn man von Rom nicht gerade im 
Mollten geantwortet haben ſollte, fo iſt das begreiflich. Genug, ich freue 
mich, daß die diplomatiſchen Beziehungen wieder aufgendmmen find, nur 
hätte ich mit dem Abg. Virchow gewünſcht, daß man dieſelhe jo ange⸗ 
knüpft hätte, wie man ſie abgebrochen hat, nämlich durch Entſendung 
eines deutſchen Geſandten. Einen Grund, warum man es nicht gethan, 
habe ich nicht ausſpiechen hören. Die Erklärung des Herrn Kommiſſars 
war gerade deshalb diplomatiſch, weil er dieſe Gründe hat auf ſich be⸗ 
ruhen laſſen. Ich folge dieſem Beiſpiel, Der Herr Kommiſſar möge 
aber nicht glauben, daß ich die Gründe nicht genau wüßte. Ich ſtelle 
keinen Antrag auf Entſendung eines deutſchen Geſandten, indem ich 
vertraue, daß ſich die Verhältniſſe von ſelbſt entwickeln werden. Der 
Reichskanzler hat ja im Reichstage die Möglichkeit eröffnet, aus der 
preußiſchen Geſandtſchaft eine deutſche zu machen. Ich glaube gern, 
daß der lebendige Wunſch der Linken einen Eindruck auch auf den 
Reichskanzler machen wird. Einſtweilen übe ich praktiſch, was der erſte 
Redner theoretiſch geübt hat. Ich bewillige dieſe Poſition, weil ich 
glaube, daß der eichskanzler in dieſem Falle die auswärtige Politik 
richtig leitet und ich finde es darum nicht nöthig nun ein weikeres Ver⸗ 
trauensvotum hinzuzufügen. Es iſt höchſt intereſſant, wie die Herren 
Nationallibssalen immer das Bedürfniß fühlen ein großes Vertrauens⸗ 
votum für die auswärtige Politik ſelbſt dann auszuſprechen, wenn fie 
im Begriff find, durch die That dieſes Vertrauen zu verleugnen. (Heiter- 
keit.) Glauben die Herren etwa, daß der Reichskanzler ſo etwas nicht 
begriffe? Solche protestationes facto contrariae ſind nicht im Platze. 
Es ſind Worte für Thaten. Man hat nun gefragt, was dieſer Ge⸗ 
ſandte denn zu thun haben würde und gemeint, die Entſendung eines 
ſolchen bedeute eine Verleugnung des Gedankens, daß man die Be⸗ 
ziehungen des Staates zur Kurie durch einſeitige Geſetzgebung ordnen 
könne. Dies Wort klingt ſehr ſtolz; aber der Papſt iſt einmal Oberhaupt 
der Kirche, welcher in Preußen und Deutſchland Millionen Ihrer Mit⸗ 
bürger angehören. Dieſes einſeitige Vorgehen kommt mir ſo vor, als 
wenn wei Gutsnachbarn die Grenze ziehen wollen un) der eine ſagt, 
ich thue es kraft ſouveräner Gewalt. So haben auch Sie es bei den 
Maigeſetzen gemacht und der Kirche ſehr Bedeutendes abgepflügt. Wir 
werden es Ihnen wieder abnehmen, nur Geduld und Ausdauer! Und 
ſelbſt wenn Ihr Satz richtig wäre, ſo könnte dieſe einſeitige Geſetz⸗ 
gebung doch nur geordnet werden mit Rückſicht auf die Verhältniſſe 
der Katholiken. Wenn das geſchehen ſoll, ſo iſt es durchaus noth⸗ 
wendig, daß der Staat ſich vergewiſſert, wie dann ſeine Pläne von der 
andern Seite beurtheilt werden, dies zu erfahren wird gerade die Auf⸗ 
gabe des Geſandten ſein. Hätten Sie das bei den Maigeſetzen befolgt 
und nur die Biſchöfe hören wollen, hätten Sie nicht in Ihrem einſeiti⸗ 
gen Souveränetätsdünkel (Oho! links) ganz ohne Rückſicht auf die Inter⸗ 
eſſen der Kirche und möglichſt zu ihrem Nachtheile und Schaden dieſe 
Grenze ziehen wollen, ſo wären wir nicht in die unglücklichen Verhält⸗ 
niſſe gekommen, in denen wir uns befinden. (Lebhafte Zuſtimmung im 
Zentrum.) Vergeſſen Sie doch nicht, daß in allen Dingen, wo die Kirche 
etwas Poſitives zu leiſten hat, alle Ihre einſeitigen Beſtimmungen garnichts 
helfen. Man kann denfenigen, den man zwingen will, einkerkern, ihm 
Geld wegnehmen: alles bleibt den Gewalthabern offen, aber zur Hand⸗ 
lung zwingen ſie ihn nicht, zumal dann nicht, wenn das Gewiſſen 
entgegenſteht. (Sehr wahr! im Zentrum.) Es wird eine ewig merkwürdige 
Erſche nung ſein, daß die Männer, welche die Gewiſſensfreiheit pro⸗ 
klamiren und täglich im Munde führen, diejenigen geweſen find, welche 
zu lirchlichen Handlungen durch Kerker und Strafen haben zwingen 
wollen (Sehr richtig! im Zentrum) und noch fortfahren wollen, das 
zu thun. Wenn der Staat da geſetzliche Ordnungen ſchaffen will, ſo 
liegt es in ſeinem Intereſſe, ſich Klarheit zu verſchaffen, inwiefern der 
heilige Stuhl in der Lage iſt, ſtillſchweigend oder ausdrücklich zu 
acceptiren, was der Stgat will. Außerdem wird der Geſandte auch 
die Perſonenfrage bei Beſetzungen von Biſchofsſtühlen zu regeln, er 
wird alſo, ſo lange noch ein Stück der Maigeſetze beſteht, vollauf zu 
thun haben. Ich will nur hoffen, daß es nicht gu ſeinen Geſchäften 
gerechnet wird, die Zentrumsfraktion in einem falſchen Lichte darzu⸗ 
ſtellen (Sehr richtig! im Zentrum), die Fraktion im Ganzen und die 
einzelnen Perſonen, aus denen ſie beſteht. Wenn Sie die früheren 
Publikationen leſen, ſo werden Sie begreifen, wie ich dazu komme, ſo 
etwas für möglich zu halten. Wurden wir doch damals angeklagt, 
wir hätten nicht ſtimmen wollen für den Schutz der Pilze und Beeren! 
Ich möchte den Herrn Regierungskommiſſar ausdrücklich bitten, dieſen 
Wunſch, den alle meine Genoſſen und die Katholiken thilen, dem 
Herrn Reichskanzler beſonders zu berichten, damit die Weiſungen 
des Herrn Schlözer oder ſeines Nachfolgers danach eingerichtet 
werden. Daß außerdem eine Reihe von Geſchäften zwiſchen den 
Katholiken und dem heiligen Stuhl vorkommen, welche ganz 
zweckmäßig durch die Geſandtſchalt erledigt werden können, brauche 
ich i auseinanderzuſetzen, wie daß es eine Anomalie iſt, 
einen ſolchen Geſandten abzuſchicken und im Geſetze ſtehen zu laſſen 
Der Papſt hat hier eigentlich nichts zu ſagen. Es könnte irgend ein 
witziger Monfignore im Vatikan doch mal darauf aufmerkſam machen, 
daß es kurios ausſehe, daß er zu einem Manne käme, den man in 
ſeiner Heimath abgeſetzt hat. Daneben betone ich, daß bei der hohen 
Bedeutung, welche der Papſt für die Katholiken hat und welche ihm 
unwillkürlich auch von den Nichtkatholiken beigelegt wird, bei ſeinem 
hohen moraliſchen, geiſtigen Einfluß auf die ganze Welt und auf die 
ganze Weltgeſchichte es im höchſten Grade wichtig iſt, in der gegen⸗ 
wärtigen Zeit, wo alles in der Auflöſung begriffen iſt und wo wir 
den ſchweren ſozialen Gefahren gegenüberſtehen, daß von dieſer Stelle 
zur Beſchwichtigung und zum Ausgleich in dieſen Dingen mitgewirkt 
wird. Ich habe die Ueberzeugung, daß dieſe Einwirkung der Kurie 
nicht allein für Deutſchland, ſondern für die Welt viel wirkſamer iſt, 
als alle Geſetze, die wir bisher geplant haben, um dem ſozialiſtiſchen 
Uebel zu Leibe zu gehen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Gerade der 
gegenwärtige Augenblick wäre dazu geeignet, die Geſandtſchaft an die 
Stelle zu- ſchicken. woher ſolche Hülfe kommen kann. Graf Limburg 
ſagte, es könnte kaum eine nützlichere Ausgabe gemacht werden, 
wie dieſe. Dieſer Anſicht bin ic) auch. In der Hoffnung, 
daß der Geſandte mit richtigen Inſtruktionen verſehen werde, 
bewillige ich dieſe Poſition unte. Abſtarteng des Dankes der Katho⸗ 
liken für dieſen Beweis friedlicher Geſinnung und freundlichen Entge⸗ 


— 


genkommens. Ich ſchließe mich gern dem Wunſche des Abg. Stengel 
an, daß von dieſer Poſttion aus der Friede ſich weiter und weiter an⸗ 
bahnen möchte und ich konſtatire mit Befriedigung, daß dies beſonders 
betonte Friedenswort von dem Abg. Stengel efommen ift, deſſen 

raktion ſonſt Einiges zu wünſchen übrig ließ. (Heiterkeit.) Der Abg. 

irchow, ein genauer Kenner der Herzen der Menſchen (Heiterkeit), bat 
geſagt, das komme von dem guten Herzen. Nun wohl, laſſen Sie 
mich annehmen, daß heute das gute Herz der Freikonſervattwen ge⸗ 
ſprochen und daß die Blutzirkulation ſo raſch ſein möge, daß ſie auch 
in die anderen Theile dieſes Körpers übergeht (Heiterkeit). Bewilligen 
Sie einmüthig oder doch mit großer Maforität, was hier verlangt 
iſt, ſchaden wird es Ihnen ganz ſicher nicht. (Beifall im Zentrum.) 

Die Poſition wird hierauf gegen die Stimmen aller liberalen 
Beattionen bewilligt und der Etat im Uebrigen ohne Debatte 
genehmigt. ; 

Das Haus geht zur Berathung des Etats des Miniſteriums für 
8 und Gewerbe über. Die Einnahmen werden ohne Debatte 
genehmigt: 

Bei Titel 1 der Ausgaben (Minifter ohne Gehalt) brachte der 
Abg. Dr. Franz die traurigen Verhältniſſe der Hausinduſtrie der 
Weberdiſtrikte im ſchleſiſchen Eulengebirge zur Sprache. Es berrſche 
dort ein permanenter Nothſtand, dem die Provinzialbehörden leider 
nicht von Anfang an die nöthige Aufmerkſamkeit gewidmet haben. 
Aus den Nothliſten, die die Armenkommiſſion in Peterswaldau auf⸗ 
geſtellt hat, gehe hervor, daß Familien mit 5 Kindern, die an 2 Webe⸗ 
ſtühlen arbeiten, einen Jahresverdienſt von 418 Mork haben, von dem 
noch eine Reihe von Steuern abgehen. Höchſt bedauerlich ſei es, daß 
der Kultusminiſter im vorigen Jahre tro der Befürwortung des 
Oberpräſidenten nicht erlaubt habe, daß die Vinzentinerinnen in 
Nothſtandsbezirk eine Kinderbewahranſtalt gründeten. Beſonders 
ſchlimm ſtänden die Verhältniſſe im Kreiſe Neurode und Glatz, und 
zum nicht geringen Theile ſeien dieſelben auf das an vielen Orten be 
ſtehende Inſtitut der Ausgeber . die als Zwiſcheninſtan 
zwiſchen den Fabrikanten und den Webern den Verdienſt der letzteren 
verringern. Auch der Unfug des Truckſyſtems beſtehe dort noch viel⸗ 
ſach. und es ſei an der Zeit, daß der Staatsanwalt demſelben feine 
Aufmerkſamkeit widme. Ganz bedeutend leide die ſchleſiſche Weber⸗ 
induſtrie unter der Konkurrenz der elſäſſer und der engliſchen Baum⸗ 
wollenwaaren, und es erwachſe der Regierung die Pflicht, zu erwägen. 
auf welche Weiſe dieſen Gegenden zu helfen ſei. Die Arbeitgeber ſeien 
im Ganzen ihrer ſozialpolitiſchen Aufgabe weniger gewachſen als 3 B. 
im Weſten der Monarchie, und es ſei zu wünſchen, daß die Handels⸗ 
kammern ſich lieber mit der in ihrem Bezirke herrſchenden Nothlage 
als mit hoher Zollpolitik beſchäftigten. a 

Unterſtgatsſekretär Möller: Die von dem Vorredner angeregte 
Angelegenheit iſt vor einigen Wochen im Reichstage zur Sprache ge 
kommen, und die Regierung hat eine Unterſuchung der Verhältniſſe 
in der vom Vorredner bezeichneten Richtung eingeleitet. Sollte ſich 
als Reſultat berausſtellen, daß ein Nothſtand beſteht, der der Abhülfe 
bedarf und dem von Staatswegen abgeholfen werden kann, ſo wird 
die Regierung Alles thun, um eine Beſſerung herbeizuführen. Der 
Wunſch, daß ſich die Handelskammern an den Erhebungen betbeiligen, 
wird mit Leichtigkeit erfüllt werden können. 5 ; 

Abg. Rickert: Es iſt hier der Ort, Reſkripte des Handels⸗ 
miniſters an die Handelskammern zur Sprache zu bringen, deren Dex 
ſtimmung und Einrichtung durch das Geſetz vom 24. Februar 1870 
geregelt iſt. In dem vielbeſprochenen Reſkript wird zunächſt von den 
Handelskammern verlangt, daß ſie die Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen 
einführen. Sollten die Handels ammern dieſe Forderung nicht er⸗ 
füllen, fo dürfte dem ae kein Mittel zur Seite ſtehen, ſie 
dazu zu zwingen, denn in dem Geſetze ſteht nur, daß die Kammern 
die Oeffentlichkeit beſchließen „können“, es iſt alſo ihrem freien 
Ermeſſen anheimgegeben. Weiter verlangt das Reſkript, daß die 
Kammern ihre Si 8 einſenden ſollen, daß ſie den 
bericht vor ſeiner ffentlichung zur Zenſur einreichen und d 
ſendungstermin pünktlicher innehalten ſollen. : 
langen läßt fich nichts ſagen. Die anderen beiden Punkte aber muß ich 
nach wiederholter Durchleſung des Geſetzes als abſolut unvereinbar 
mit dem Wortlaute und dem Sinne deſſelben bezeichnen. Es giebt in 
dem Geſetze keine einzige Beſtimmung, auf Grund deren die Ein⸗ 
ſendung der Protokolle gefordert werden könnte. Es giebt feine Be⸗ 
ſtimmung über eine Einreichung des Berichts vor ſeiner Veröffent⸗ 
lichung behufs einer Cenſur. Dieſe Forderungen gehen vollſtändig 
über den Rahmen des Geſetzes hinaus. Miniſter v. Bötticher ſagte 
im Reichstage, die Handelskammern ſeien Organe der Staatsregierung, 
deren Pflicht es ſei, 5 thatſächliche Mittheilungen zu 
machen, an dem ſubjektiven Urtheile derſelben habe Niemand ein 
Intereſſe. Ja, ich wünſche nur, daß die Regierung denſelben Maßſtab 
auch bei der Behandlung derjenigen Kammern angewendet hätte, die 
Lobesbymnen auf die Erfolge der neuen Wirthſchaftspolitik anſtimmen. 
Von denen verlangt man nicht nur Informationen über Thatſachen, 
ſondern man läßt ſogar ihren ſehr ſubjektiven Urtheilen die Ehre der 
Verbreitung durch den „Stgats⸗Anzeiger“ und die „Provinzial⸗ 
Korreſpondenz“ angedeihen. — Ich glaube, die ganze Dedultion des 
Miniſters leidet an dem Hauptfehler, daß er die Handelskammern für 
„Organe der Staatsverwaltung“ hält. Davon ſteht kein Wort im 
ode Er will die Kammern zu untergeordneten Behörden machen. 
während fie die Vertretung der gefammten Intereſſen des Handels⸗ 
ſtandes ſind und dieſe Aufgabe nach eigenem Ermeſſen zu erfüllen 
haben. Was ſoll man aber nun dazu ſagen, daß die Oeffentlich⸗ 
keit der Sitzungen der Kammern verlangt wird, und geeich⸗ 
zeitig die uncenſirte Veröffentlichung des 3 ver 
boten wird, der doch in den öffentlichen Sitzungen hergeſte 
und verleſen wird. Das iſt doch der kraſſeſte Widerſpruch. (Zuſtim⸗ 
mung.) Man kann in den öffentlichen Sitzungen den Bericht nach⸗ 
ſtenographiren und in den Zeitungen veröffentlichen, noch ehe er an 
den Handelsminiſter gelangt. Nun iſt die ganze Angelegenheit neuer⸗ 
dings in ein Stadium getreten, das in hohem Grade auffällig iſt. 
Handelskammer von Hannover hat g en das Reſkript des Handels⸗ 
miniſters, das mit den geſetzlichen Beſtimmungen nicht vereinbar iſt, 
ehrfurchtsvollen Proteſt erhoben. Als Antwort iſt ihr ein Erlaß des 
Miniſters zu Theil geworden, in dem er für den Fall, daß feine Fors 
derungen unbefolgt bleiben, der Kammer die Auflöſung androht. So 
lange Handelskammern beſtehen, haben ſie ihre Aufgabe, die Intereſſen 
des Handelsſtandes zu vertreten, im freien Meinungsaustauſche erfüllt: 
der Aexa der neuen Wirthſchaftspolitik iſt es vorbehalten geweſen, die 
freie Meinungsäußerung zu unterdrücken. Ich dächte, auch Sie, die in 
wirthichaftlichen Dingen unſere Gegner find, haben en Intereſſe daran, 
daß Ihre Gegner zu Worte kommen. Das ganze Verfahren ift ein 
Symotom derjenigen Politik, die auch im Volkswirthſchaftsrath ſich 
offenbart. Halten Sie ein, ich warne Sie, verlaſſen Sie den Weg der 
den e bet freien Meinung; Nutzen haben Sie doch nicht 
Veiel ee) hrheit bricht ſich ſchließlich doch Bahn! (Anhaltender 

eifall links. 

Unterſtagtsſekretär v. Möller: Die Ausführungen des Herrn 
Vorredners gipfeln in dem Satze, daß er die Handelskammern nicht 
für Organe der Staatsregierung, ſondern für unabhängige Vertreter 
des Handelsſtandes hält und glaubt, daß die Maßnahmen des Herrn 
Handelsminiſters über die geſetzlichen Beſtimmungen hinausgehen. Ich 
glaube, das Urtheil des Herrn würde anders ausgefallen ſein, wenn er 
nicht die Handelskammern von vornherein den freiwillig zuſammen⸗ 
getretenen Vereinen gleichgeſtellt hätte. Das Geſetz von 1870 bietet aber 
feine Veranlaffung, Ne auf dieſe Linie zu ftellen. Die Kammern find 
unter dar Yatwirfung und Genehmigung der Regierung entſtanden, 
das Geſetz legt ihnen gewiſſe Pflichten auf und verleiht ihnen dafür 
gewiſſe Rechte. Wenn alſo die Handelskammern der Staatsgewalt 
ihre Entſtehung verdanken, dann unterliegt es doch keinem Zweifel, 
daß — mag man es nun aus dem ſpeziellen Geſetz oder 4 
meinen Geſetzen ſolgern — der Regierung Mittel zuſtehen müßen, 
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fahrung zeigt nämlich, 


— Erfüllung ihrer > zu zwingen. Nach § 1 find fie verpflichtet, 
ch thatſächliche Mittheilungen und Gutachten die Regierung zu 
umterſtützen; prüft man danach den Erlaß des Herrn Handelsminiſters, 
ſo wird man eingeſtehen müſſen, daß er nichts Ungerechtes oder Un⸗ 
Auch die Forderung der Einſendung der Protokolle 
ür ſich auf den $ 1, die Protokolle gehören auch zu den thatſäch⸗ 
ichen Mittheilungen, und wir haben uns bereits . daß wir 
aus denſelben ein größeres Material faktiſcher Mittheilungen erhalten 
als bisher. Darin liegt alſo doch nichts Bedenkliches. Was den zweiten 
Punkt, die Oeffentlichkeit der Sitzungen, anbelangt, ſo handelt es ſich 
da nur um einen Wunſch, den der Handelsminiſter ausgeſprochen bat, 
denn das Geſetz ſtellt es allerdings in das Ermeſſen jeder Kammer, 
ob fie die Oeffentlichkeit beſchließen will oder nicht. Ein Mittel, die 
Erfüllung dieſcs Wunſches zu erzwingen, haben wir nicht. Gegen 
Mahnung, daß die Handelskammern den geſetzlich fixirten 
in der Einſendung der Jahresberichte innehalten ſollen, 
auch der Vorredner nichts einzuwenden gehabt; die Er⸗ 
daß viele Kammern mit ihren Be⸗ 
richten oft mehrere Monate im Rückſtande bleiben. Was nun 
die Einreichung der Jahresberichte vor ihrer Veröffentlichung anbe⸗ 
langt, ſo bin ich erſtaunt über die Konſequenzen, die man daraus ge⸗ 
zogen bat. Nichts liegt der Abſicht des Herrn Miniſters ferner als 
eine Unterdrückung der freien Meinungsäußerung, und ich denke, ſein 
er Verhalten gegen die Kammern liefert einen Beweis dafür. 
on den etwa 80 beſtehenden Handelskammern iſt mehr als ein Drittel 

in Gegnerſchaft gegen die jetzige Wirthſchaftspolitik, trotzdem iſt der 
Handelsminiſter noch mit keiner darüber in Verhandlung getreten, ob 
ihre Bedenken gegen ſeine Politik gerechtfertigt ſind oder nicht, Das 
Geſetz ſchreibt eigentlich zwei Berichte vor, deren einer für den Mi⸗ 
niſter, der andere für die Veröffentlichung beſtimmt iſt. Die Kammern 
3 ſich aber zum größten Theil daran gewöhnt, ſich die doppelte 
rbeit zu erſparen, fie machen nur einen Bericht, adreſſiren ihn an den 
Miniſter und laſſen ihn gleichzeitig drucken und publiziren. Der Miniſter 
wollte nun die Kammern nicht zur Abfaſſung se Berichte zwingen, 
auch nicht die Veröffentlichung des für ihn beſtimmten Berichtes in⸗ 
ibiren, er hat daher nur verlangt, daß der Bericht, ehe er veröffent⸗ 
icht wird, ihm vorgelegt werde, damit er Berichtigungen eintreten 
laſſen kann, aber wohlverſtanden nicht Berichtigungen von Meinungen, 
ſondern von Thatſachen. Es kommen nämlich Jahr für Jahr that⸗ 
ſächliche Irrthümer in den Berichten vor und es iſt doch nicht mehr 
als billig, daß dieſelben fo bald und ſo wirkungsvoll als 
möglich berichtigt werden. Dieſes Verlangen iſt doch nicht als 
ein Uebergriff aufzufaſſen; der Miniſter nimmt damit nur ein 
Recht in Anſpruch, daß das Preßgeſetz jedem Privatmanne 
ſichert. Auch gegenüber der Handelskammer von Hannover iſt von 
einem Uebergriffe keine Rede. Dieſelbe hat erklärt, daß das Reſkript 
des Miniſters in ihre Befugniſſe und ihre Autonomie eingreife und 
bat dagegen, wie fie jagt ehrfurchtsvoll, proteſtirt. Wenn der Minifter 
der Vorgeſetzte der Kammern iſt, dann hat keine derſelben das Recht 
in Bauſch und Bogen gegen eine Verfügung zu proteſtiren, in der 
doch zwei Punkte ſelbſt nach der Meinung des Vorredners berechtigt 
555 Vie Kammer konnte ſich darauf beſchränken, gegen einzelne 
unkte des Reſktripts zu proteſtiren, die ſie für geſetzlich nicht 
begründet hielt: ihr jetziges Verfahren iſt aber mit der Stel⸗ 
lung nicht verträglich, die das Geſetz den Handelskammern an⸗ 
weist, ſie hat damit ihren Beruf bei Seite gelegt und es bleibt 
dem Miniſter nur das Mittel der Auflöſung übrig. Man hat es 
für zweifelhaft gehalten, ob dem Miniſter das Recht der Auflöſung 
zuſtehe; einmal iſt ſchon von dieſem Mittel Gebrauch gemacht 
worden, und wenn auch von dieſem Recht nicht ausdrücklich im Geſetz 
geſprochen iſt, ſo bitte ich doch zu bedenken, daß die Kammern nicht 
uriſtiſche Perſonen, ſondern nur begutachtende Kollegien ſind, deren 
richtung nur in der Hand des Miniſters liegt. Man kann doch 
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alle Ewigkeit fortbeſtehn oder erſt durch ſpezielles Geſetz aufgelöft 
werden ſolle. Der Miniſter hat die Handelskammer von Hannover 
ur nochmaligen Ueberlegung aufgefordert; ich hoffe, daß dieſel e in 
em Reſultate giofelt, dem Reſkripte Folge zu leiſten, damit eine 
Maßregel, die ſeit dem Beſtehen der Kammern erſt einmal Anwen⸗ 
dung geſunden bat, ihr gegenüber nicht angewendet werden müßte. 


W rechts.) 5 2 . 
bg. Richter: Die Berufung des Regierungskommiſſars auf 
die Vergangenheit des Handelsminiſters iſt doch etwas unvorſichtig; 
man kann aus derſelben eher das gerade Gegentheil folgern. Im 
Uebrigen konſtruirt ſich der Kommiſſar neben dem Handelskammer⸗ 
eſetz ein ungeſchriebenes Korporationsrecht, aus dem er beliebige 
efugniſſe gegen die Handelskammern herleitet. Das hat gewiß Nie⸗ 
mand von denen, die ſeiner Zeit das Geſetz beriethen, vorausgeſehen. 
Niemand war vielmehr darüber in Zweifel, daß Alles, was der Auf⸗ 
ſichtsbehörde gegeben werden mußte, in jenem Geſetze ſelbſt enthalten 
ſei. Nun iſt hier von einem Auflöſungsrechte des Staates keine Rede, 
woraus natürlich hervorgeht, daß eben die Handelskammern keine 
Organe der Staatsregierung ſind. Sie ſind nur berathende, begut⸗ 
achtende Körperſchaften, und wenn ihr Rath, ihr Gutachten ſchlecht 
ausfällt, läßt man es unberückſichtigt. Die hannoverſche Handels⸗ 
kammer hat durchaus richtig gehandelt; ſie würde ihre Pflicht ver⸗ 
nachläſſigt haben, wenn fie durch das Miniſterialreſkript ſich in ihrem 
Berufe, unabhängig und ſelbſtändig ein Gutachten abzugeben, 
hätte irre machen laſſen. Ich würde fie bedauern, wenn ſie letzt, 
gegenüber dieſen Anforderungen, zu Kreuze kriechen wollte. (Oho! 
rechts.) Wenn Sie das ganze Inſtitut dem Belieben des Mi⸗ 
niſters anheimgeben wollen, dann laſſen Sie uns daſſelbe doch 
lieber ganz beſeitigen. Ein fo gedemüthigtes Institut, das nicht 
einmal ſeine Aufgabe ſelbſtändig erfüllen kann, iſt nirklich nicht werth. 
daß der Steuerzahler dafür nur einen Pfennig beiträgt. Auch die wei⸗ 
tere Forderung des Kommiſſars, die Handelskammern hätten ihre Be⸗ 
richte vor der n dem Miniſter zuzuſenden, iſt geſetzlich 
nicht begründet. Man hat die Handelskammern geſetzlich verpflichtet, 
am Schluß eines jeden Jahres über die Lage und den Gang des Han⸗ 
dels und Gewerbes durch die öffentlichen Blätter Kenntniß zu geben. 
Sie können dieſe Ueberſicht ſo weit ausdehnen, daß alles in derſelben 
ſteht, was in dem Bericht an dem Minifter überhaupt für 
die Oeffentlichleit intereſſant iſt. Damit wird alſo auch das 
völlig hinfällig, was man als Zweck der Kontrolle im 8 32 
anführt. Die Handelskammern berichten falſche Thatſachen von 
Bebörden, ſagt der Regierungskommiſſar, dieſe Behörden müſſen 
in die Lage gebracht werden. gleichzeitig mit der Veröffentlichung 
auch dieſe falſchen Thatſachen zu berichtigen. Will denn der 
Miniſter dieſe Entwürfe für die Oeffentlichkeit allen Behörden, 
aus deren Neſſorts Thatſachen in den Handelskammern ſtehen, 
zuſchicken? Wann werden die Berichte überhaupt veröffentlicht 
werden können? Wenn die Behörden gleichzeitig mit dieſen Be⸗ 


richten auch ibre Berichtigungen veröffentlichen ſollen, ſo kommt 


man auf die Zenſur; das iſt der alte Standpunkt vom beſchränkten 
Untertbanenveritand, der bier wieder hervortritt. (Zuftimmung.) 
Dann führe man doch gleich die Cenſur ein für alles, was die Krıtik 
der Behörden irgendwie betrifft. Die Veranlaſſung dieſes ganzen auf⸗ 
fälligen Vorgehens gegen die Handelskammern iſt der bekannte Bericht 
der Handelskammer in Grüneberg, der darauf ein ſofort im „Staats⸗ 
anzeiger veröffentlichtes Reſkript zuging, daß ihr Urtheil ihren ange: 
führten Thatſachen widerſpräche. Solches Vorgehen ift in keiner Weiſe 
weder gegen dieſe, noch gegen die Handelskammern überhaupt gerecht⸗ 
fertigt. Das Reſkript weiſt auf die ſtarke Hebung des Eiſenbahnver⸗ 
kehrs bin, was die Handelskammer auf die Art der ſtatiſtiſchen Er⸗ 
bebung zurückführt. Die Verdoppelung der Anzahl in Grüneberg ein⸗ 
geführter Tonnen im Jahre 1880 gegenüber 1878 kommt davon her, 
daß mehr böhmiſche Braunkohlen eingeführt wurden, weil die Grüne⸗ 
berger Bergwerke im Betriebe und in der Produktion zurückgegangen 
find. Aus dieſem auswärtigen Erſatz von Steinkohlen folgert nun der 
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andelsminiſter den Aufſchwung der Grüneberger Verhältniſſe. Die 
ebung des Telegraphenverkehrs, ſpeziell der Anzahl Depeſchen in das 
usland erklärt die Handelskammer durch die Vermehrung der Tele⸗ 
graphenſtationen und die Anweſenheit einiger Engländer, die 
häufiger nach Hauſe telegraphiren. (Heiterkeit) Gerade weil das 
Girokonto bei der Reichsbank ſich verdoppelt hat, iſt der Grüne⸗ 
berger Geldverkehr bei der Poſt um ein Bedeutendes ver⸗ 
mindert, aber im Handelsminiſterium weiß man von dieſem Zuſammen⸗ 
hang nichts! (Heiterfeit.) Die außerordentliche Zunahme der Waaren⸗ 
probenſendungen ſeit 1878 erklärt die Handelskammer dadurch, daß die 
Zählung derſelben bei der Poſt nicht das ganze Jahr hindurch gemacht 
wird, ſondern daß nach dem Reſultat einer gewiſſen Woche der Um⸗ 
ſchlag des Wagrenprobeverſandts für das ganze Jahr berechnet wird 
und gerade 1880 war das eine Woche, wo zufällig große Portionen 
Waarenproben aufgegeben wurden. Regierungskommiſſar ſpricht 
von preußiſchen Traditionen, die einfachſte Tradition der alten Bureau⸗ 
kratie war doch die, daß man wenigſtens keinen verurtheilte, ehe man 
ihn gehört. Statt deſſen dieſes ſcharfe Reſkript. Nach dieſem Muſter 
hat man die andern Handelskammern behandelt, dieſelben Inſtitute, 
auf welche man den Volkswirthſchaftsrath gegründet hat. Man will 
für die Handelskammerſitzungen Oeffentlichkeit, während der Volkswirth⸗ 
ſchaftsrath hinter verſchloſſenen Thüren ſitzt und ſtatt Gutachten ab⸗ 
zugeben, über Sachen, die er verſteht, über das Tabaksmonopol plaudert. 
Das Verfahren gegen die Handelskammern zeigt, was dem Reichs⸗ 
kanzler am Parlamentarismus nicht paßt, wenn es ihm auch in der 
unſchuldigen Form des Gutachtens einer Handelskammer entgegentritt. 
Er verlernt es immer mehr, eine ſelbſtändige Meinung, die ſich mit 
der ſeinigen nicht deckt, neben ſich zu vertragen (Beifall links). B 
Unterſtaatsſekretär v. Möller: Daß dem Abg. Richter meine 
Darlegung über die rechtliche Stellung der Handelskammern nicht ge⸗ 
fällt, glaube ich. Ich will ihm gegenüber auch keinen weiteren Verſuch 
der Ueberredung machen. Die vom Abg. Richter angeführten Erläute⸗ 
rungen der Grüneberger Handelskammer ſind von erheblicher Bedeu⸗ 
tung; wenn man ſie nicht kennt, bekommt man ein anderes Bild von 
der dortigen Geſchäftslage. In dem Bericht dieſer Kammer befinden 
ſich übrigens ganz ſeltſame Widerſprüche. Im ſpeziellen Theil wird 
eine Hebung der einzelnen Branchen konſtatirt, im allgemeinen wird 
aber die Lage als überaus mißlich dargeſtellt. Entweder wurden die 
verſchiedenen Theile von zwei verſchiedenen Perſonen abgefaßt oder der 
Bericht iſt mit einem ſolchen Mangel an Ueberlegung gemacht, wie 
man es bei einer Handelskammer nicht vorausſetzen ſollte. Die Han⸗ 
delskammer hat verſucht, ihre Zahlen in ein anderes Licht zu ſtellen, 
indem fie zu jeder ſtatiſtiſchen Poſition Erläuterungen gab, auf die man 
gar nicht kommen konnte. So wird die Steigerung des Telegraphen⸗ 
verkehrs mit der Vermehrung der Telegraphen⸗Stationen erklärt. 
Eine ärgere Verwechſelung von Urſache und Wirkung iſt wohl 
noch nicht vorgekommen. Die Stationen wurden vermehrt. weil 
eben das Bedürſniß darnach vorhanden war. Dann find die dort 
lebenden Engländer angeführt. Das ſind Leute, die in Grüne⸗ 
berg anſäſſig ſind, und wenn dieſe viele geſchäftliche Telegramme 
abſenden, ſo kann man wohl daraus auf eine Hebung des Geſchäftes 
ſchließen. Was die Zahl der Poſtverſendungen betrifft, ſo hat die Reichs⸗ 
poſtverwaltung in Folge zahlreicher ſtatiſtiſcher Arbeiten in derartigen 
Unterſuchungen eine ſo große Geſchicklichkeit erlangt, daß ſie den 
rechten Zeitpunkt für dieſe Zählungen zu finden vermag. Die Regie: 
rung kann verlangen, daß bei aller Verſchiedenheit der Auffaſſung 
ſeitens der Handelskammern auf die Jahresberichte die größte Sorg⸗ 


falt verwendet wird. Geſchieht das nicht, dann iſt der Handelsminiſter 


berechtigt, ſein Mißfallen auszuſprechen, da man ihm nicht zumuthen 
kann, daß er unbrauchbare Berichte ſchweigend hinnehmen ſoll. Nun 
heißt es aber, der allgemeine Theil des Berichts habe nicht die Grüne⸗ 
berger Verhältniſſe, ſondern die allgemeine Lage im Auge gehabt. 
(Heiterkeit rechts.) Sind in jenem Jahre die Verhältniſſe jo traurig 
geweſen? Herr Richter ſagt, die Handelskammer in Kanone babe 
mit ihrem Proteſt gegen das Zirkularreſkript ihre Pflicht gethan. 
Nimmt der Abgeordnete an, daß alle die Handelskammern, die nicht 
proteſtirt haben, ihre Pflicht verſäumt haben? (Zuruf: Ja!) Von 
allen Handelskammern haben nur zwei proteſtirt, zwei andere haben 
ihr Bedenken in Form von Fragen vorgebracht, die übrigen haben 
keinen Widerſpruch erhoben, ja ein erheblicher Theil hat bereits die im 
Reſkript geſtellten Forderungen zu erfüllen angefangen. 

Abg. Jacobi: Ich kann mich mit dem allgemeinen Raiſonnement 
der Grüneberger Handelskammer nicht einverſlanden erklären. Es iſt 
bekannt, daß die Grüneberger Industrie während der Gründerzeit jur 
tief geſunken war, aber in letzter Zeit hat fie ſich bedeutend gehoben. 
Ich laſſe dahingeſtellt, ob dies propter oder post neue Zollpolitik ein⸗ 
getreten iſt. Ich will damit nicht ſagen, daß das Verdammungsurtheil 
gerechtfertigt war, bevor noch Grüneberg gehört wurde. Verwundert 
war ich über das Zirkularreſkriht vom November vorigen Jahres. 
Wenn eine Handelskammer geſündigt hat, iR es da begründet, daß 
darunter alle anderen leiden müſſen? Durch dieſes Reſkript ſind die 
Handelskammern deterioris positionis gemacht worden. Durch das Geſetz 
von 1870 ſind ſie aus ihrer früheren Untererdnung zur autonomen 
Stellung gelangt. Man war damals der Meinung, daß ſie keineswegs 
zu Organen der Staatsverwaltung gemacht werden ſollen. In dem 
Reſkript widerſprechen zwei Punkte dem Geiſt des Geſetzes. Das 
Reſkript verlangt vierteljährliche Einſendung der Protokolle. Nach 
dem Geſetz müſſen Auszüge aus Protokollen wohl veröffentlicht wer⸗ 
den, aber die Einſendung der vollſtändigen Protokolle ſelbſt iſt bedenk⸗ 
lich, da in denſelben auch perſönliche Angelegenheiten vorkommen. Die 
Protokolle würden wohl Anfangs geleſen werden, bleiben aber ſpäter⸗ 
hin doch nur ſchätzbares Material für die Akten. Ferner ſoll der 
Jahresbericht vor ſeiner Veröffentlichung dem Handelsminiſter, kurz 
geſagt, zur Zenſur vorgelegt werden. Das liegt nicht im Geiſt des 
Geſetzes. Wenn wir daran gedacht hätten, ſo hätten wir ſicherlich 
eine bezügliche Beſtimmung in das Geſetz aufgenommen. (Sehr richtig! 
links.) Wenn der Handelsminiſter glaubt, die Autonomie der Handels⸗ 
kammern beſchränken und unter ein bureaukratiſches Netz bringen zu 
ſollen, ſo muß er den Weg der Geſetzgebung beſchreiten. Eine über⸗ 
ftürzte Maßregel kann ich aber nicht billigen. (Beifall links.) 

‚Um 41 Uhr wird die Debatte vertagt. Nächſte Sitzung 
Mittwoch 1 Uhr. (Petitionen und Antrag Stengel) 
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München, 7. März. Die Abgeordnetenkammer lehnte nach 
erregter Debatte mit 78 gegen 70 Stimmen den Initiativ⸗Antrag 
des Abg. Schels auf Einſchränkung der Diäten und der Be⸗ 
nutzung der Eiſenbahn⸗Freikarten ab. — Die Berathung über 
den Antrag der Abg. Rittler und Genoſſen in Betreff der 
Tegernſee er Erklärung wurde, nachdem Rittler den Antrag be: 
gründet und der Kultusminiſter v. Lutz denſelben entſchieden 
bekämpft, zugleich aber die bereits gemachten Zugeſtändniſſe 
feierlich wiederholt hatte, auf morgen vertagt. 

ien, 7. März. [Offiziell] Behufs Säuberung 
der Gegend von Dubocani von Inſurgenten wurde eine Kolonne 
unter dem Oberſten Zambauer die Narenta abwärts entſendet 
und Hauptmann Loy in Konjica angewieſen, dieſe Unternehmung 
zu unterſtützen. Letzterer griff ſofort nach ſeinem Eintreffen in 
Dubocani 40 Inſurgenten an, welche unter Zurücklaſſung von 
3 Todten und 4 Verwundeten zerſprengt wurden. Die Truppen, 
welche keine Verluſte hatten, fanden in der vom Feinde geräum⸗ 
ten Stellung Steinſchanzen und Höhlen mit Proviantreſten vor. 


Oberſt Zambauer traf keine Inſurgenten an. — Nach Bagorje 
ift ein großer Theil der männlichen Bevölkerung zurückgekehrt. 
— Auf Streifzügen, welche am 5. d. M. gegen Riska und 
Lupavac, ſowie von Neveſinje nach Jaſena unternommen wurden, 
find keine Inſurgenten angetroffen worden. Bei einer Durch⸗ 
ſtreifung der Viduſa⸗Planina wurden in Vlasko 14 Verdächtige 
gefangen genommen. Am 4. März fand ein kurzes Gefecht bei 
Skodjigrin zwiſchen Gendarmen und Inſurgenten ſtatt. Letztere 
ergriffen die Flucht; die Truppen hatten keine Verluſte. In der 
Nacht vom 4. auf den 5. März gab es Geplänkel bei Greben 
und Knezlac. 

Paris, 7. März. [Deputirtenkammer.] Be 
rathung des Berichtes, nach welchem der Antrag des Deputirten 
Boyſſet betreffend die Aufhebung des Konkordats in Betracht 
gezogen werden ſoll. Der Biſchof Freppel ſprach ſich gegen den 
Antrag aus, indem er hervorhob, man könne wohl ein Geſetz 
aufheben, aber nicht einen Vertrag, welcher zwei Parteien mit 
einander verbinde. Freppel wies auf die Unruhen hin, welche 
die Aufhebung des Konkordats hervorrufen würde. Nach den 
Unglücksfällen Frankreichs im Jahre 1870 müſſe man auf die 
Vereinigung ſeiner Kinder bedacht ſein, aber nicht auf deren 
Trennung. Boyſſet führte aus, der Papſt habe durch Publika⸗ 
tion des Syllabus ſelbſt das Konkordat aufgekündigt. Der 
Minifterpräfident Freycinet erklärte, die Regierung würde ſich 
der Inbetrachtnahme widerſetzen, wenn darin eine Präjudizirung 
der angeregten Frage liegen ſollte, ſie halte es indeſſen für vor⸗ 
theilhaft, daß eine eingehende Debatte Klarheit bezüglich der 
Frage der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche ſchaffe. 
Deshalb ſei ſie, indem ſie ſich vollkommen das Recht vorbehalte, 
die Baſis des Antrages zu bekämpfen und das Konkordat auf⸗ 
rechtzuerhalten, bereit, dieſe große Berathung zu beginnen, welche 
ſpätere Löſungen vorbereiten könne. Durch dieſe Erwägungen 
bewogen, ſei die Regierung für die Inbetrachtnahme des An⸗ 
trages. (Beifall.) Die Inbetrachtnahme wurde darauf mit 343 
gegen 139 Stimmen angenommen. Eine Kommiſſion von 22 
Mitgliedern wird den Antrag Boyſſet prüfen und ebenſo den 
Antrag des ehemaligen Miniſters Bert, betreffend die Regelung 
der Beziehungen zwiſchen Kirche und Staat in Algier. 

London, 6. März. [Unterhaus.] Unterſtaatsſekretär 
Dilke beſtätigte auf eine Anfrage, daß mit Spanien Unter⸗ 
handlungen bezüglich der Handelsbeziehungen ſtattfänden. Weiter 
theilte Dilke mit, die portugieſiſche Regierung habe die Nachricht 
von der Beſetzung Blantyre's in der Nähe des Nyaſſa⸗Sees, für 
unbegründet erklärt. — Graf Bismarck wohnte der Sitzung bei. 

London, 6. März. Im Fortgange der Sitzung trat das 
Unterhaus durch Akklamation der vom Oberhaus beſchloſſenen 
Adreſſe an die Königin bei, welche Gladſtone und Northcote auf 
das Wärmſte befürwortet hatten. Sodann ſetzte Ruſſel die 
1 10 über den Antrag Gladſtone's bezüglich der iriſchen Land⸗ 
akte fort. 

London, 7. März. Die Berathung des Gladſtone'ſchen 
Antrags bezüglich der iriſchen Landakte wurde ſchließlich auf heute 
vertagt. 

London, 7. März. Die „Times“ ſieht die Umwande⸗ 
lung Serbiens in ein Königreich als ein Ereigniß von großer 
politiſcher Wichtigkeit an, Oeſterreich habe ſich, indem es dem 
Fürſten Milan den Anſpruch auf den Königstitel gewährt, die 
wohlwollende Neutralität Serbiens geſichert und damit die Ge⸗ 
fahr einer Betheiligung der Serben an dem Aufſtande der 
Slawen in der Herzegowina wirkſam abgewendet. 

Petersburg, 7. März. Das „Journal de St. Peters⸗ 
bourg“ kommt nochmals auf die Angelegenheit des Konſuls 
Hitrovo in Sofia zurück und erklärt, daß die demſelben von 
Zeitungskorreſpondeaten zugeſchriebenen Aeußerungen dem diplo⸗ 
matiſchen Korps gegenüber vollſtändig erfunden ſeien. Gleich⸗ 
zeitig bezeichnet das genannte Journal die von mehreren Blättern 
gebrachten Anekdoten über eine Unterhaltung des Botſchafters 
Saburow mit dem Fürſten Bismarck über verſchiedene Perſön⸗ 
lichkeiten als reine Erfindung. 

Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer m Poſen. — 
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Hamburg, 7. März. Getreidemarkt. Weizen loco und aul Ter⸗ 
mine N Roggen loco und auf Termme ruhig. 17 
per April⸗Mai 218,00 Br., 217.00 Gd., per Maj⸗Juni 218,00 Br.. 
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rubig, loco 57,00, per Ma 57,00. Spiritus matt, per März 39 Br., 
per April⸗Mai 385 Br., der Mai⸗Juni 387 Br,, per JuliAuguft 39 
Br. — Kaffee feſt, Umfatz 3000 Sack. — Petroleum matt, 
Standard white loco 7,60 Br. 7,50 Gd., per März 7,50 Gd., per 
Auguſt⸗Dezember 8,15 Gd. — Wetter: Bedeckt. 5 
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7. März. Die Börſe hatte in ziemlich feſter Tendenz er⸗ 

ger 12 75 hielt ſich der Eröffnungskurs der erſten Kreditaktien einige 
kark unter der Bogen ar Die e büßte aber bald 
noch weiter an einem Artikel der 
Nordd. Allg. der über das Zollverhältniß Deutſchlands zu 
Rußland handelte. größere Bedeutung beilegen zu müſſen. Die an ſich 
ſchon ſchwache Unternehmungsluſt erlitt noch weitere Beſchränkung, 
und obgleich die Kontremine eigentlich keine Anſtrengungen machte, die 
fa zeigende Zaghaftigkeit der Hauſſepartei in ſtärkerem Maße auszu⸗ 
euten, ſuchten vorſichtigere Hauſſiers ſich vom Engagement zu befreien. 
Trotzdem dies nun einen gewiſſen Druck auf die Kursbewegung hervor⸗ 
zueufen nicht verfehlen konnte, fo blieben die Kurseinbußen doch im 
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Berlin, den 7. Mätz 1882. 


15 it ein, da man glaubte, 


22,45—22,35 b 
aͤrwalde — bezahlt. 
per 


per 
— Geraden — Zentner. 


tus per 100 Liter loko ohne 1 0 355 8 
Mark, per März⸗ n Au Mark bezablt, per April⸗Mai 47,4—47,3 
M er Mai⸗ 455 2 


Fi 8 — der 
ni bez. 
uguſt 49,9 —49, 14 5 je u 


Mark bezahlt. Getündigt 10,000 Tibet. 


Stettin, 7. März. [An 
＋ 3 Gr. R. Barometer 28,5. 


* ; g 7 l a 8 e 
2 * RE 


ni 


ven 100 1 912 lolo 1 


Wind W̃ ch. 
Weizen etwas matter, per 1000 Kilo ioto 155 inländiſcher * 
210 bis 222 Mark, weißer 212—222 M 


3 
EEE e 1 
“ * 2 * * 


rg 222,5 M. bez., 

u 155 — on chene 

120 Rus Toto” 1 a 9 05 der Koril- Mat u 
M. bez., ber Be Juni 1 i8 110 102 M. betallt, per Juni⸗Juli 

Sr 15 per Juli⸗Auguſt Br., per September Oktober 15 
an: Sen — . a 1000 

29,35—22,30 bezahlt. ee 229 

Itr. Regulirungspreis 22 151 en din 1 — 
Winterraps — M., Minterrübien Lilo per Aprif Nat er M. bez, 
5 54,5 M., kolo 
ärz⸗April 55,0 M., 
250 555 1 


per Mai⸗Juni — 
Da i⸗Juli per Sill „Au guſt — bez., p 
ktober 262 M. bez. — n wachen ver 
ohne Faß bei Kleini e En Br., per Mär 
per 9 a 2 Mai⸗Juni — M. bez., pi 
e interraps per 
Mark. b e mail, en Liter⸗pCt. loko ohne Faß 
= M. lebt, 8 bezahlt, kurze Lieferung, ohne e 
ärz 4,3 I nom., per April⸗Mai 46 Says 
{ u al- Juni 47.2 — 1745 M. 1 per Fut Juli 4 78 M. 
Br. und 575 5 li⸗Auguſt 48,5 M. Br. und Gd. 72 ande 
September 640 9,2 r. und 05 per S. tember — 
055 


Angemeldet: Nichts — M. ul 38775 f. eizen — 
M., Rübſen 55,75 M., Spiritus 53 
Beirölsum loko 78810 M. trans. bezahlt, alte Uſanze — M. 
Regulirungspreis 7,55 M. tranſit. — Schmalz, Fairbank 58 | 


tr. bez., 
M. tranf. bez., Wileor 53 M. tr. bez. — Aktien ohne G Det ) 
tg. 


0 M. bez., 
„ He 


5 Mar 


735 
der 8 Wetter; Bewölkt. 
rm 


—ͤ— —— 
eringer 184—198 Mark; 


Allgemeinen nur wenig belangreich und zeugt dies für die feſte Grund⸗ 
ſtimmung, welche trotz alledem der a nach wie vor eigen iſt. Der 
Anfang der geſchäftlichen Thätigkeit b 

denn auch die von den auswärtigen Plätzen eintreffenden 
Nachrichten waren nicht geeignet, die hieſige Spekulation anzuregen. 
Oeſterreichiſche Kreditaktien erholten ſich zwar bald von ihrem anfäng⸗ 
lichem Nückgang, indeß vermochten ſich doch die Umſätze nicht lebhafter 
zu geſtalten. Die Aktien der einheimiſchen Bank⸗Inſtitute, welche die 
Spekulation in ihren Kreis gezogen hat, 
Feſtigkeit erfreuen. — Am allergünſtigſten geſtaltete ſich noch das Ge⸗ 
ſchäft in den einheimiſchen Eiſenbahnaktien, obgleich die Kurserhöhun⸗ 


begrenzter, 
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